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Kleine Anfrage 8475 
 
des Abgeordneten Ralf Witzel   FDP 
 
 
Neues Misstrauensgesetz der Landesregierung zulasten der eigenen Beschäftigten – 
Wie stark leidet die Attraktivität des Öffentlichen Dienstes in Nordrhein-Westfalen unter 
der Debatte über das Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG)? 
 
 
Der Öffentliche Dienst ist das Rückgrat der staatlichen Handlungsfähigkeit in Nordrhein-
Westfalen. Die Gewährleistung von Sicherheit im öffentlichen Raum, von einem modernen 
Bildungswesen sowie von einem schlagkräftigen Rechtsstaat setzt zwingend voraus, dass die 
Landesverwaltung personell in qualitativer und quantitativer Hinsicht angemessen 
ausgestattet ist. Gleichwohl besteht seit Jahren in weiten Teilen der Landesverwaltung ein 
struktureller und teils gravierender Personalmangel. Zahlreiche staatliche Aufgaben können 
bereits heute nur noch unter erheblicher Mehrbelastung des vorhandenen Personals oder mit 
spürbaren Qualitätseinbußen wahrgenommen werden. 
 
Der aktuelle Fachkräftemangel betrifft ebenso die Privatwirtschaft wie auch die öffentlichen 
Arbeitgeber. Die Landesregierung meldete zuletzt zum 1. Januar 2026 die beachtliche Zahl 
von 14.938,91 unbesetzten Planstellen für Beamte sowie von 4.244,52 unbesetzten Stellen 
für Tarifbeschäftigte. Dies entspricht Quoten von 5,32 bzw. 8,37 Prozent (LT-DS 18/18067). 
Die Landesverwaltung liegt mit diesen Anteilen auch deutlich über dem bundesweiten 
Durchschnitt.1 Dieser hohe Bestand unbesetzter Stellen scheint sich ferner zunehmend zu 
verfestigen. Das wirft grundlegende Fragen nach der Personalplanung, Prioritätensetzung 
sowie der Steuerungskompetenz der Landesregierung auf. 
 
Doch statt ihren Beschäftigten in dieser engen Personalsituation den Rücken zu stärken, 
sendete die Landesregierung mit ihrem Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG, siehe LT-
DS 18/18169) ein Signal des Misstrauens und des Generalverdachts gegenüber den 
Beamtinnen und Beamten des Landes. Das mittlerweile verabschiedete Gesetz sieht 
insbesondere ein Diskriminierungsverbot für öffentliche Stellen des Landes, Ansprüche auf 
Schadensersatz und finanzielle Entschädigung, eine Beweislastregelung mit faktischer 
Beweislastumkehr in etlichen Fällen, weitgehende Beteiligungsrechte auch für umstrittene 
Verbände sowie weitere Regelungsbürokratie zur Förderung einer diskriminierungsfreien 
Verwaltungskultur vor.  
 
Klar ist: Jeder Bürger hat das Recht auf eine diskriminierungsfrei arbeitende Verwaltung, die 
unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Alter, sexueller Orientierung oder körperlicher 
Beeinträchtigung ihres Gegenübers sachgerechte Entscheidungen trifft. Doch das von der 

 
1 Eurostat: Quote der offenen Stellen im Euroraum bei 2,1%, 16.12.2025, abgerufen unter: 
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-euro-indicators/w/3-16122025-bp (letzter Zugriff 
27.07.2026) 
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Landesregierung vorgelegte und am 16. Juli 2026 in dritter Lesung mit schwarz-rot-grüner 
Mehrheit vom Landtag verabschiedete LADG (PlBPr 18/128) ist nicht nur handwerklich 
verfehlt, sondern auch komplett überflüssig und schädlich für die Funktionsfähigkeit der 
öffentlichen Verwaltung. 
 
Das Gesetzesvorhaben begründete die Landesregierung offiziell mit einer rechtlichen 
Schutzlücke für Bürger, die Diskriminierung durch öffentliche Stellen erleiden. Eine solche 
vermeintliche Schutzlücke existiert jedoch gar nicht. Der Gleichbehandlungsgrundsatz von 
Artikel 3 Grundgesetz gilt unmittelbar für die öffentliche Gewalt. Diskriminierendes staatliches 
Handeln ist rechtswidriges staatliches Handeln. Renommierte Juristen bestätigten dies im 
Rahmen der Sachverständigenanhörung des Integrationsausschusses und des Haushalts- 
und Finanzausschusses vom 5. Mai 2026 explizit (APr 18/1217).   
 
Zurecht warnten Beamtenverbände und Gewerkschaften vor den praktischen Folgen des 
Gesetzes für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes. Besonders hervorzuheben ist die 
Kritik an der Beweislastregelung. Sobald Tatsachen vorgetragen werden, die eine 
Diskriminierung überwiegend wahrscheinlich erscheinen lassen, muss die öffentliche Stelle 
nachweisen, dass kein Verstoß vorgelegen hat. Damit bleibt es trotz der Änderungen von CDU 
und Grünen in zahlreichen Fallkonstellationen bei einer faktischen Beweislastumkehr zulasten 
des Landes und seiner Beschäftigten. Gerade bei Vorwürfen, die sich auf vermeintliche innere 
Motive, Einstellungen oder Geisteshaltungen beziehen, ist ein solcher Gegenbeweis praktisch 
kaum rechtssicher zu führen. Verschärft wird diese Problematik durch die einjährige 
Verjährungsfrist: Beschäftigte können noch viele Monate nach einem Vorgang mit Vorwürfen 
konfrontiert werden und müssten sich daher durch eine vorsorglich immer umfangreichere 
Dokumentation absichern. 
 
Die Folgen treffen insbesondere jene Bereiche, in denen Beschäftigte täglich schwierige 
Ermessensentscheidungen treffen und Gefahrenlagen einschätzen müssen. Polizeibeamte, 
Lehrkräfte, Bedienstete im Justizvollzug und Beschäftigte der Eingriffs- und 
Ermessensverwaltung müssen künftig damit rechnen, dass Kontrollen, Benotungen, 
pädagogische Entscheidungen oder sicherheitsrelevante Maßnahmen zusätzliche 
Rechtfertigungs- und Dokumentationsverfahren nach sich ziehen. Dies begünstigt eine 
ängstlich agierende Verwaltung: Entscheidungen werden dadurch verzögert, konfliktträchtige 
Maßnahmen möglichst vermieden und wertvolle personelle Ressourcen in Dokumentation 
statt in die eigentliche Aufgabenerfüllung gelenkt. 
 
Der Deutsche Beamtenbund Nordrhein-Westfalen (DBB) warnt deshalb zu Recht vor einer 
strukturellen Schieflage, einer Misstrauenskultur und einer zusätzlichen Darlegungs- und 
Dokumentationspflichten für die Landesbeschäftigten. Das LADG stellt diejenigen unter 
latenten Generalverdacht, die den Staat unter ohnehin oft schwierigen personellen 
Bedingungen täglich handlungsfähig halten sollen. Anstatt ihnen Rückhalt und Vertrauen zu 
vermitteln, erhöht das Land die Rechtsunsicherheit, Prozessrisiken und Arbeitsbelastung. Das 
Gesetz macht daher nicht nur staatliches Handeln ineffizienter, sondern dürfte zugleich der 
Attraktivität des Landes als Arbeitgeber für vorhandene und potentielle Beschäftigte schaden. 
 
 
Ich frage daher die Landesregierung: 
 
1. Wie haben sich die unbesetzten Stellen – bitte sowohl die freien Planstellen als auch die 

freien Stellen für Arbeitnehmer in relativen und absoluten Zahlen jeweils aufgeteilt nach 
Haushaltskapiteln zu beiden Stichtagen ausweisen – zum Stichtag 1. Juli 2026 im 
Vergleich zum Stichtag 1. April 2026 entwickelt? 
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2. Jeweils wie viele Neuzugänge von Beamten sowie Arbeitnehmern hat es – bitte unter 
Angabe der jährlichen Vergleichszahlen seit dem Jahr 2022 für dieselben Zeiträume – 
seit Jahresbeginn im ersten Quartal, aufgeschlüsselt nach den einzelnen Ressorts, 
gegeben? (Fortschreibung analog zu LT-DS 18/11925, Antwort auf Frage 2, erbeten) 

 
3. Wie hoch ist jeweils die Fallzahl der Abgänge von Beamten sowie von Arbeitnehmern, 

welche die Landesverwaltung jeweils einzeln – bitte unter Angabe der jährlichen 
Vergleichszahlen seit dem Jahr 2022 für dieselben Zeiträume – im zweiten Quartal 2026, 
aufgeschlüsselt nach den einzelnen Ressorts, verzeichnen musste? (Darstellung analog 
zu LT-DS 18/11925, Antwort auf Frage 3, erbeten) 

 
4. In jeweils wie vielen Fällen wurden im zweiten Quartal 2026, aufgeschlüsselt nach den 

einzelnen Ressorts sowie Anlass und Dauer der Anstellung, außerplanmäßige Aushilfs- 
und Unterstützungskräfte eingestellt? (Darstellung analog zu LT-DS 18/11925, Antwort 
auf Frage 4, erbeten) 

 
5. Wie gestaltete sich im zweiten Quartal 2026 – bitte unter Angabe der jährlichen 

Vergleichszahlen seit dem Jahr 2022 für dieselben Zeiträume und aufgeschlüsselt nach 
den einzelnen Ressorts – die Gesamtzahl an eingegangenen Bewerbungen für Stellen 
im öffentlichen Dienst des Landes? 

 
 
 
Ralf Witzel 
 


